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„
Beklagter und Revisionskläger,

Verkündet am
25„ November 1966

g e g e n
Reg0b8ekretär
Schriftführer
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Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliÖhe Verhandlung vom 250 November 4966 durch

ßenatspräsident Profo'Dro B o g s
— Vorsitzender —‚

ßundesrichter Dr0 L a n g k e i t und

ßundesrichter Dr„ K r e b s ‚
ßundessozialrichter E h r h a r d t und

ßundessozialrichter Dro L e d @ r e r

für Recht erkannt;

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landesgozialgerichts Niedersachsen vom 70 Januar

1964 wird zurückgewiesena

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu er—
statte■o
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die klagende Allgemeine

Ortskrankenkasse (AOK) berechtigt war, die Kosten für die Erlan—

gung eines Kraftfahrzeugführ°rscheins ihres Geschäftsführers zu
übernehmen, Der Vorstand der hlägerin hatte dies im Jahre 1955

nach Beschaffung des ersten kasseneigenen Kraftwagens beschlos—

sen und dem Geschäftsführer nach Erhalt des Führerscheins da—

für 111,45 DM gezahlt, Durch eine Anordnung des beklagten Ver—

sicherungsamts vom 210 Juli 1961 wurde die Klägerin aufgefor-

dert, diesen Betrag wieder von ihrem Geschäftsführer einzuzie—

hen, da nach S 565 der Reichsversicherungsordnung (RVG) die Mit—

tel der Kasse nur zu den satzungsmäßigen Leistungen, zur Füllung

der Rücklage, zu den Verwaltungskosten und für Zwecke der Kran—

kenverhütung verwendet werden dürften; Kosten für die Erlangung

eines Führerscheins seien aber nur dann Verwaltungskosten, wenn

sie für einen Bediensteten entständen, der den Führerschein

ausschließlich im Interesse und zum Nutzen der Kasse verwende;

Geschäftsführer gehörten aber in der Regel nicht zu diesen Ben

diensteteno

Gegen die Anordnung hat die AOK Klage erhoben„ Das Sozialgericht
(SG) hat diese abgewiesen; das Landessozialgericht (LSG) hat auf
die Berufung der Klägerin das Urteil des SG und die Anordnung

des Beklagten aufgehobeno Zur Begründung hat es ausgeführt, das

Aufsichtsrecht des Versicherungsamts erstrecke sich nach 5 50

Abs, 1 EVO darauf, daß Gesetz und Satzung beachtet würden, Der

Beschluß des Vorstandes, die Kosten des Führerscheins für den

Ge30hä°tsführer zu übernehmen, verstoße aber nicht gegen Gesetz

und Satzungo Nach 5 565 RVG dürften die Mittel der Kasse ua auch

zu den Verwaltungskosten verwendet werden„ Als Verwaltungskosten

seien diejenigen Aufwendungen anzusehen, die nach vernünftigen

Verwaltungsgrundsätzen als den sachlichen Zwecken der Kasse die_

hend anzuerkennen seien, Hierbei müßten auch wirtschaftliche Ge—

sichtspunkte und Grundsätze der Sparsamkeit beachtet werden, Der

Geschäftsführer der Kasse habe vom 510 Oktober 1955 bis zum
19, Dezember 1962 insgesamt 466 Dienstfahrten mit dem kasseneige—
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nen Kraftwagen ausgeführte Die dadurch entstandenen Kosten

hätten sich nur in Betriebskosten für den Kraftwagen nieder—

geschlagen, bei längeren Fahrten nur in Zahlung von Zehrkosten

sowie Tage— und Übernachtungsgelder für den Geschäftsführero

Allein für die dienstlichen Fahrten des Geschäftsführers, bei

denen wegen ihrer Dauer für einen Fahrer des Kraftwagens

Tagegelder oder auch Tage— und Übernachtungsgelder entstanden

wären, habe die Klägerin einen Betrag von DM 1„455,25 errech—

net„ Es habe daher sparsamer und wirtschaftlicher Verwaltungs—

führung des Vorstandes entsprochen, die Kosten für den Erwerb

des Führerscheins durch den Geschäftsführer aus Mitteln der

Kasse zu bestreiten, anstatt den Vollziehungsbeamten als

'Rraftfahrer einzusetzen, der zudem während dieser Zeit in der

Erfüllung seiner son$tigen Aufgaben gehindert gew-sen wäre,

oder einen zusätzlichen Kraftfahrer einzustelleno Das LSG hat '

die Revision zugelassen,

Der Beklagte hat gegen das Urteil Revision eingelegto

Er trägt vor, das LSG habe gegen 5 105 des Sozialgerichtsge—

setzes (SGG) verstoßen, indem es ohne nähere Prüfung Behaup—

tungen der Klägerin den Urteilsfeststellungen zugrunde gelegt

habe, obwohl er,der Beklagte, widersprechen haben Es habe

nicht geprüft, ob die jeweiligen vom Geschäftsführer ausge—
führten Fahrten sachlich notwendig und zweckmäßig gewesen
seien, Nur bei Bestehen der sachlichen thwendigkeit und Zweck—

mäßigkeit der Fahrten habe überhaupt entschieden werden können,

ob der Führerscheinerwerb des Geschäftsführers für die Klägerin

von Vorteil gewesen seio Es gehe auch aus dem Urteil nicht

herv r, daß sich das LSG mit den Funktionen eines Geschäftsfüh—

rers einer Krankenk sse auseinandergesetzt habe; Kosten eines

Führerscheins könnten nur für solche Angestellten übernommen

werden, die ausschließlich oder doch überwiegend im Außendienst

beschäftigt seien und die Fahrerlaubnis zur Durchführung ihrer

dienstlichen Aufgabe benötigenc Zu dieser Gruppe gehöre aber

der Geschäftsführer nicht, seine gelegentlichen Dienstfahrten
könnten nicht als Außendienst gewertet werden, da sie eine dem

Außendienst wesensfremde Bedeutung hatten, Der Geschäftsführer
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habe seit der Anschaffung des Kraftwagens eine sehr rege Fahrtä—

tigkeit entwickelto Es hätte daher nahe gelegen, die Notwendig—

keit „und Zweckmäßigkeit der einzelnen Fahrten des Geschäftsfüh—

rers zu prüfen, es gehe nicht an, sich darüber mit der Begrün—

dung hinwegzusetzen, die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der

einzelnen Fahrten des Geschäftsführers seien von dem Beklagten

nicht beanstandet wordeno
. .—

Darüber hinaus habe das LSG auch keine Feststellungen über die

Vorteile getroffen, die der Krankenkasse dadurch entstanden

sind, daß der Geschäftsführer den Dienstwagen der Kasse benutzt

habeo Denn Dienstfahrzeuge dürften bei Dienstreisen nur nach Or—

ten benutzt werden, die mit regelmäßig verkehrenden Beförderungs—

mitteln nicht oder nur schlecht erreicht werden könnten, oder

wenn die gesamten Kosten der Dienstreise nicht höher seien als

bei Inanspruchnahme regelmäßig verkehrender Beförderungsmittelo

Bei der klagenden Krankenkasse handele es sich um eine kleine

Ortskrankenkasse mit 150000 bis 440000 Versicherten, der Land—

kreis, für den sie errichtet sei, umfasse in längster Nord—Süd—

richtung 45 Km und in Ost—Westrichtung 55 Kmo Es sei deshalb

nicnt dargétan, daß alle Reisen des Geschäftsführers mit dem

Kraftwagen sachlich notwendig gewesen seien,

Das LSG habe sich auch nicht damit befaßt, wie der Beschluß des

Kassenvorstandes zustande gekommen sei„ Der Geschäftsführer

habe nach Beanstandung der Zahlung zunächst versucht, die Ko—

stex ...
:

durch die Vermögensschaden—Haftpflicht der Krankenkasse

■
}

rsetzen zu lassen, und zur Begründung geltend gemacht, er habe

den Kassenvorstand vor dem Beschluß nicht über die geltenda■echts—

auffassung unterrichtetn Es sei somit zweifelhaft, ob der Vor_

stand den Beschluß auch bei Kenntnis der Sachlage gefaßt hätte,

0Der Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG Niedersachsen vom 7, Januar 4964 aufzu—

heben und die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des

SG Oldenburg vom 59 Juni 1962 zurückzuweiseno

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweiseno
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II

Die Revision ist zulässig, weil entgegen der Ansicht der

Klägerin die Zulassung nicht offensichtlich gegen das Ge—

setz verstößt; das Rechtsmittel ist aber nicht begründete

Nach5 50 Abs; ’i RVOerstreckt sich das Aufsichtsrecht der
Aufsichtsbehörde darauf, daß Gesetz und Satzung beachtet

werden? Nach 5 25 Absg 1 RVO dürfen die Mittel der Versi—

cherungsträger nur für die gesetzlich vorgeschriebenen oder

zulässigen Zwecke verwendet werden‚ Hierzu bestimmt 5 565

RVG, daß die Mittel der Kasse nur zu den satzungsmäßigen

Leistungen, zur Füllung der Rücklage, zu den Verwaltungs—

kosten und für Zwecke der besonderen oder allgemeinen Krank—

heitsverhütung verwendet werden dürfen„ Die Entscheidung des

Rechtsstreits hängt also davon ab, ob man die Kosten des

Führerscheins für den Geschäftsführer als Verwaltungskosten

ansehen kann oder nicht„ Das Reichsvcrsicherungsamt ÜUA)

hat in der Grundsätzlichen Entscheidung Nr, 2905 vom 5„ Ok—

tober 4925 (AN 1925, So 528) ausgesprochen, daß Verwaltungs—

kosten diejenigen Aufwendungen seien, die zur Erfüllung

des Rassenzwecks dienten, also Aufwendungen, die nach vernünf—

tigen Vervaltungsgrundsätzen als den gesetzlichen Zwecken der

Rasse dienend anzuerkennen seien, Des weiteren ist das RVA

in seiner Entscheidung vom 40 hai 4952 (EuM Bd„ 52, Sp 267)

zu dem E=gebnis gekommen, soweit Ausgaben für die Verwaltung

der Kasse nach vernünftigen Verwaltungsgrundsätzen als den

sachlichen Zwecken der Kasse dienend anzuerkennen seien,

bleibe die Verwendung der Kassenmittel dem pflichtmäßigen

Ermess n des Vorstandes überlassen; soweit dagegen einzel—

ne Ausgaben nicht mehr als im Rahmen einer ordnungsgemäßen
Verwaltung liegend anerkannt werden könnten, sei die Auf—

sichtsbehörde zum Einsehreiten berechtigt und verpflichtet;

es.genüge also, wenn die Ausgaben nach vernünftigen Verwal—

tungsgrundsätzen als den gesetzlichen Zwecken dienend anzu—

erkennen seien„ Unter Verwaltungskosten fallen auch Ausgaben

für den Geschäftsführer, wenn sie in dem dargelegten Sinne

im Interesse der Kasse aufgewendet werden„ Dabei kann es in

_g_
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dem besonderen Falle — Kosten der Ausbildung und Prüfung des

Geschäftsführers zwecks Erlangung eines rührerscheiis — nur

darauf ankommen, ob die Entscheidung des Kassen.vorstandes ange—
sichts der tatsächlichen Verhältnisse und der darauf ge stütz ten

planend9n Beurteilung der künitigen diens‘ tl?.chen Inanspruchnah—

me des Geschäftsführers für Verrichtungen, die die Benutzung

?des Kraftwagens erfordern würden, vertretbar ist„

—‚
Das ist der ?all„ Als der Vorstand den eeans tanö.eten bescnluß

faßte, konnte er davon ausgehen in den nächsten Jahren werde

diese r Betrag mehrfach durch ents$ 1echende Ersparnisse wieder

ausgeglichcna Dabei kann offen oleiben7 ob die — im wesentlichen

auf die Angaben der AOK gestützte — Berechnung des LSG über die

Ersparnisse‚ die die Kasse dadurch gehabt hat, daß ihr Ge—

schäftsführer bei Dienstfahrten den Kraftwagen selbst geführt

hat, in allen Einzelheiten zutri1ft; denn es kommt, wie darge—

legt‚ nicht auf die tatsächliche spätere Gestaltung der

so, sondern nur darauf an‚ ob der Kassenvorstand bei seiner

Lnt scheidunn die künftige Entwicklung im wesentlichen zutreffend

beurteilt hate Jedenfalls stand für den Vorsta nd bei seiner

Bes hlußfassung fest, daß der Geschäftsiührer ohne Führerschein

bei notwendigen Bienstfahrten mit dem Kraftfahrzeug einen Fahrer

benötigt hätteo Es hätte also entweder ein solcher eingestellt

werden müssen oder bei diesen Reisen ein anderer Bediensteter

der Klägerin, der einen Führerschein hatte, als Fahrer mitge—

nommen w rden müsseno Dieser hätte aber während dies er Zeit

nicht für andere Arbeiten zur Verfügung gestanden; außerdem

wären für ihn je nach Länge der Fahrt noch Tage—‚ evtl, auch

Übernachtungsgelder entstandenp Da der Geschäftsführer sich üba‘

die Verhältnisse in seinem Ka.ssenbereieh unterrichten muß und

er auch Ve1bindung mit ande1en Kassen halten muß, ist er auch
a *\

ul Ui€nstreisen in nicht geringem Umfange angewiesen, selbstC
J

wenn es sich bei der Klägerin um eine kleine Krankenkasse han-

deln soollteo Es waren also bei v raussc chauender Betrachtung ge-

nur„end netuendi Öe 01nst■ahrten.v11t den Kraitiahrzeug der K.renr

kenk asse zu erwarten; wenn aber bei die sen dadurc ch, daß der

.."/..
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Geschäftsführer auf Kosten der Kasse einen Führerschein be—

kam, nur für den Geschäftsführer, nicht aber für einen ande—

ren Fahrer Auslagen entstanden, konnte eine wesentliche Kosten—

ersparnis erwartet werdena Der Beschluß war also nach vernünf—

tigen Verwaltungsgrundsätzen gerechtfertigto

\

Die Revision des Beklagten muß.daher zurückgewiesen werden„

Die Kostenentscheidung ergeht gemäß 5 495 Abs„ 4 SGG„
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